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Inhalt: 
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Der Kreistag beschließt, die Einwendungen zurückzuweisen.  
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Begründung: 
 
 
1. Einwendung gegen den Entwurf der Haushaltssatzung 2005 – HHST 34000 

Förderung Kultur 
 
Die Musik- und Kunstschule „ J. A. P. Schulz“ befindet sich nach wie vor in Trägerschaft der 
Stadt Schwedt/O. und somit hat die Stadt Schwedt/O. die gemeindliche Hoheit wahrzuneh-
men. 
 
Die Förderung von Kultur und kulturellen Gütern ist eine freiwillige Aufgabe und keine Pflicht-
aufgabe des Landkreises Uckermark. 
 
Durch die Kreismusikschule Uckermark in Trägerschaft des Landkreises wäre es möglich, 
die Umlandschüler grundsätzlich auch an dieser Bildungseinrichtung z. B. in Prenzlau bzw. in 
den Nebenstellen Angermünde, Templin u. a. angemessenen Bildungsorten zu beschulen. 
Entsprechendes Fachpersonal steht zur Verfügung. 
 
2. Einwendung zur Übertragung von eingesparten Ausgaben eines Fachdienst-

budgets in das Folgejahr 
 
Es ist richtig, dass im Vorbericht zum Haushaltsplan 2005 die Möglichkeit der Übertragung 
nicht verbrauchter Aufwendungen bezogen auf Fachdienstbudgets enthalten ist. 
 
Hier heißt es: „Auf der Grundlage des § 18 Abs. 2 GemHV wird die Übertragbarkeit für er-
sparte Ausgaben auf maximal 25 % festgeschrieben. Die Entscheidung über die Übertrag-
barkeit von Haushaltsmitteln wird durch den Kämmerer des Landkreises getroffen und rich-
tet sich nach den Ergebnissen der Jahresrechnung und den Zielen der Konsolidierung des 
Haushaltes entsprechend den Vorgaben des Haushaltssicherungskonzeptes.“ 
 
Dieser Verantwortung wurde der Kämmerer insofern gerecht, als dass in 2004 eingesparte 
Ausgaben des Fachbudgets nicht in das Folgejahr übertragen wurden. 
 
Die entsprechenden Anträge wurden abgewiesen. 
 
 
Die Einwendungen der Stadt Schwedt/O. sind somit zurückzuweisen.  
 




